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Satzung der Gemeinde Goldisthal
über die Erhebung von Beiträgen für die erstmalige Herstellung

von Brschlie$ungsanlagen
( E rschließ ungs beitragss rr tzung)

vom 18. Januar 1998

r\uGrund !'on !i l9 Abs. I Satz I der Thüringer Komrnunnloldrung (ThürKO.) !'oft 16.
August 199--l (Gvtsl. S. 50l) in der Fassung des l. Anderungsgesefzcs vom 08. Jruri 1995
(GVBI. S. 200) und des $ 132 dos Baugesetzbuches (BaucB) in der Fassung der
llekanntmachung vom 08. Dezember 1986 (BGBI. I, S. 2253), zul€t,,t geäindert duroh ,{rlikel 2
des Gesetzes zur Anderung des tsundeskleingartengeselzcs \om oli. April 1994 (BGBI. I. S.
766) srliüt dic G€m€inde Coldisthal fi)lgcnds Satzungi

sl
llrhebung von Dlschließungsbeiträ gen

Die Gemeindc coldisthal erhctrt Ersohließungsbeiträge nach don Vorschrilten des
Baügesetzbuches
(Eti 127 ff.) sowie naoh lIügabe diescr Satzung.

s2
Art und Umfang der [rschlie0ungsanlagen

tseitragsf:ihig ist ddl l,nchliellungsaulivand 1ür

1. die zum Anbau bestirnmten öli'entliohen Straßen und Wege in

bls ru einer stratenltrelte (Fahrbahn einschl. dcr Gehwege,
Radwepc. Srandsoürcn. Schnrz- u. Randstr€tfcn) von:

( l )

a) \l'oohe endhausgcbict€n,
Campingplatzgebicton

b) Kleiisiedlungselebieten
bci nur €inseitiger ,Anbaubarkeil

"i D,ritgibi(tcn. rein.n \\'..i1-,ägcbitiin.;llgiin.tiin \'ühng.lji.i(n.
bcsonderen Wohngebioten, Nlischgebieten, F'eri€nhausgebictcn

aa) mit einer Geschoßflächenzähl bis 0,8
boi nu| eins€itiger ,{nbaubarkeit

bb) mit einer ceschoßflächcnzahl über 0.8 bis 1,0
b€i nur einseitigef Arbaubafkcit

oc) mit oincr Gerohoßllächen:zthl übor 1,0 bis 1,6
dd) mit €iner ceschoßflächenzahl über 1.6

d) Kemgebictcn, Ge\crb€gebieten und sonstiget Sondergebr€ten
i.S.d. \\ ll der tsaunulzuflgsordnung

ri) mit einer Gcschoßfli.hcnzühl bis 1.0
bb) mit einer Geschoßflächenzehl übcr I,0 bis 1.6
cc) mit einer ceschoßflächenzahl über 1,6 bis 2,0

7,0 m;

10.0 m;
8,5 m;

14.0 m;
10,5 mi
18 ,0  m;
12,5  nr l
20.0 m;
2_1,0 m;

23,0 m;
25.0 m;
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dd) mit einer Geschoßflächenzrhl über 2,0 27,O r :

e) Industricgebieten
aa) mil einer lrautnassenzrhl bis 3,0 23.0 m:
bb) mit einet Baumassen/-ähl über 3,0 bis 6,0 25,0 m;
cc) mit einor Baunassenzahl übcr 6,0 27.0 m;

2. füq die öffentlichen, aus rechdiohcn oder tatsächlichen Gründen mit lQaftfakzeugen
rüchtbefalubarer Vcrkeksanlagen irmerhalb der Baugebiet€
(2.B. Fußwege, Wohnwege) mit einer Breite bis zu 5,0 m;

3. für die flicht znm Anbau bestinmten Sarrmelstraßcn ($ 127 Abs. 2 Nr. 3 BauGB)
mit einer Bleite bis zu 2?,0 m

4. füLr Parldächen:
a) die B€$trndl€ile der Verkehnanlagon i.S.d.NrD. 1 und 3 sind,

bis zu einer zusätzlichen Breite von 5,0 mi

b) dio nicht Bestandteil der Vork.lusanlagen gentiß Nlrl. I und 3,
abor rach städtebauliohen Grundsätz-en irmerhalb dor Baugebiete zu dor€n
Ersctrlicßung nonvendig sind (s€ibsdndige Parkfläch€n),
bis zu 15 v.!I. der Fläche des Abrechnungsgebietes;
$ 5 Abs. I und 2 findon Ansendung;

5. für Grünanlagcn mil Au"snahme lon Kinderspielplätz-€n:
a) die Bestandled der Verkehrsanlagen i.S.d.Nm. I bis .l sin4

bis zu einer ,,usätzlichen Bßitc von 4.0 mi

b) die nicht Bestandteil von Verkafusanlagen. aber nach städtebaulichen Gflmdsätzen
inneihalb der Baug€bietc zu dcren Ersclrli€ßung nohv€ndig sild (selbsl?indigc
Clünanlagen), bis zu 15 v. H. der Flächen dor erscNossonen Grundstücke;
$ 5 Abs. 1 und 2 linden Anrvendung

6. für ,Anlagen zurn Schutz von Baugebieten gegen schädliche Umwelteinwirkungen
i.S.d. Bundesiinmissionsschutzgesetzes ($ 127 Abs. 2 Nr. 5 BauGB).

(2) [,ndet ein€ Verkehrsanlage mit einem Wendcplatz. so vergrößem sioh die in Abs. I
Nm. I und 3 angcgcbencn lvlaße um die Hälftc, mindcstens rber um 8,0 m.

(3) Erschließt eine Verkeh$ar age cnrndslücke in Baugcbieten mterschiedlichor Art,
so gift die größte der in Abs. 1 angegebenen Brciten.

(-l) Di€ Afi dos Baugelrietes crgibt sioh atrs dcrt Festxetzlngen dcs B€bauungsplanes.
Soweit ein Bcbauungsplan nioht besleht oder die Arl des Baügebietos nicht fostgelegt,
dchtet sich die Gebietsai nach der aufden Grundstücken in dcr rl:ift€ren Llmgcbung
übelwiegcnd lorhandgnen Nulzung.

(J) Die in /\ts. 1 Nm. I bis -3 genaruten Breilen sind Durcllschnittsbreiten.

(6) Dcr Erschlicßungsaufivand umfaßt insbesonderc die Kosten für:

l. den Efwerb der Flächen für die Erschließurgsanlagen sowie deü wert der von der
Gemeinde aus ihrem Vormögen bereitgestellten F4äohen im Zeitpunlt der Bereitstellung;

2 dio Freilegmg der Fläohen lüt die Erscl ießungsanlagen;

.l die crstrnalige Hcrstellung der Enchließu'rg:.rnhgcn eirschlitßlllh . .
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der Eiffightungen Iür ihre latwü.sser1]ng und Beleuchtung
,1. die Llbemahme lon Anlagen als gcmeindlichc Erschließungsanlagen.

Der Erschließungsaufwand urnl'aßt auch die Kosten für in der Baulast der (;gmeinde st€hefl-
de Teile der Oisdurohfahrl einor Bundel-, Iandos- oder Kreisshaße,
bei dpr Fahrbahn beschräntt auf die Teilo, die über die Breite der anschließenden lieien
Strecken hinausgchen.

s3
Ermittlung des beitrag!fdhigeo Enjchliegungsaufwandes

D9r beifraglfühige Erschließun€Faufwand wird naoh dcn tatsächlichen Kosten fürjedo sinzelno
ErscNicßungsanlage ermittelt.

- Dc Ccmein.lc l3nn rbwcichend \olt SrlT I
't - c weder de beitragsfühigen Erschließungsaufuand fur bestirnmte Absohnittc einer

Erschli€ßungsanlag€ bcrcchnen (Abschnittsbildung)
oder

- dcn Aulivand für m€fuffe Anlagen, die für die Erschließung der Grundstücko eitle
Einheit bilden (Erschliellun&lcinheit).

insgesamt ermitteln.

iJber die Bildung eines Abschnittes oder eincr Erschließungseinheit entscheidet der Genoindorat
im Einzeltall durch Beschluß.

ti .l

Anteil der C'€meinde am beitmgsfdhigen Erschließungsaufwand

Die Gemeinde lrägt 10 v. ll. tles bcitragsfihigen Erschliel3ungsaulwandes.

ss
Abr€chnungsgebiet" Ermittlung der Grundstaickslläche

(1) Die von oiner Erschließungsanlage erscltlossenen Grundstücke bilden da.s Abrcchnungs'
g€biet.
Wird der Enctrließungsaufuand für dcn Ahschnitt einer Erschließungsanloge oder
zusafi[nengclbßt lilr mehrere Erschließungsanlagen, die eino Eßohließungscinhoit bild€n.
emittolt und $gerechncl. so bilden die von dem Abschnitt bz!v. von den [rschli€ßungs-
anlagen dcl Erschlicßungseinheit crschlosscnen Grundstücke das Abrechnungsgebict.

(2) Als Grundstücksfläch€ gilt

l. im Bereich eines Bebauungsplanes die Fläche, die der Erminlung det rulässig€n
Nutzüng zu Grunde zu lege'l isl;

2. sowoit cio Bebauungsplan tricht besteht oder dor Bebauungsplan oins andere
als die bauliohe oder gewerbliche Nutzung voßieht,

a) hei Grundstücke4 die an cine Erschließungsanlage angrcnzen.
die Fläche ..,on drr EnrNiellurlgsar ago bi5 zu eioer 

'l 
iele ..'on

hitchstetrs 30 m (Tiefenb€grenzung);

ID
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b) bei Grurlclstück€n, die - ohne an die F-rschließungsanlage anzugrenzen -
mit der Enchließungsanlage duroh eincn Weg oder in anderer r€ohflich
gesicherter Form verbunden sind" die Fl?iche von der - der Erschließungs-
anlage - z.ugewandten Seite bis zu einer Tiofe voD höchstens 30 m.

Rsicht die baulichc, gewcrbliche odcr eino, dcr baulichen odcr gewcrblichen
gleichafige (erschließungsbeitragsreohtlich relevanle), Nulzung über diese
Begrenzung hinaus. so ist die Gtundstüokstiefe maßgebend- die dutch die hinlere
G(enze der Nutznrns bestirnmt wirJ.

s6
Verteilung des umlag€fiihigen llrschlleß{ngsaulwandes

a- (l) Der naeh Abzug dos Arleilcs d€r Gerncinde ($ t) anderweitig nicht gedeckte Erucl ießungs-
aufFand (umlagcf:ihiger Erschlicßunglaufivand) wLd aufdic Grundstücke des Abrcch-
nungsg€bietes ($ 5) in denl Verhältnis \erteil! in dcm die zuüissigen Geschoßflächen der
einzelnen Gnmdstücke zueininder slehen.

(2) Die zutissige ccschoßlläche oines Grundstückes wird nach Maßgabe der tse$tirnmungen
der $$ 7 bis l0 - unter Berüclisichtigurg dor Nutzungsai t (8 I I ) - elmittelt.
Für mehrfaoh erschlossene C;rundstüol'e gilt darüber hinaus die Regelung des $ 12.

Bei der Ermittlung der Gescho$flächc werden Rruch%hlen bis einschtießlich 0,5
auf die \,oraüsgehende volle Zahl abgerundet und soiche über 0,5 aufdic nächittblgende
rolle Zahl autircrundet.

$7
llrmittlung der zulässigen CeschoSlläche bci Grundstücken,

tür die ein tsebauungsplrn die Gescho0llächenzahl oder Geschoßlläche lestsetxt

(l ) Als iarlässige GeschoßflÄche ctilt die - mit der im Bobauungsplan feslgesetzten Gcschoß-
fl?ichenzahl - r ervielfachte Grundllächc.

(2) Setzl der Bebruungsplan die Größe dor Gesoholltläche fest. gilt diese als zutissige
Gcschoßlliche.

(3) Lst im F,inzetfalt eino gößerc, als die nach Abs. I odcr 2 zulässige, Goschoßfläche
genchmigt, so iß1 diese ux Cmrnde !.u logen.

(-l) Bei Bauwcrken mit Gcschossen von mchr als -1,5 m gilt als Geschoßfläch.
die Baumasse des Bauwerkes. geteill durch 3.5i
mindestens jedoch die nach.{bs. 1bis.l ermittelte GescholJtläche.

o
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sE
Ermit(lung der zulässieen Gescho0fläche bei Grundstück€n,

{ür die €in Bcbauungsplan eine Baumassenzahl fcstsetzt

(l) Woisl ein Bebauungsplän slafl ciner GcrchoßIläDhenzahl oder der Größo der Grschoßfläche
für ein Grundstück eine llaumassenzahl aus, so ergibt sich die auf di. Grundstücksfl:iohe
anzJwendgnde Geschoß1lächonzahl aus der Teilung der Baumassenz2hl duch J,5.

(l) Isr einc €röß0r.. als dio naoh Abs. I bci Anrvcndung d€r lJaumasrenzihl znlÄssige,
Baumasse genehmigt, so eryibt sich die zulässigc ceschoßtläche aus der Teilu(g dieser
Baünasse durch 3.5.

se
Sonderregelungen für Grundstücke in beplanten (;ebietcn

(1) Bei Grundstticken, auf denen nur Garagen odor Stellplätze hergcstellt werden könner!
wüd dis Grundslücksflächc mit dcr Gcschoßflächenzahl 0.5 vervielJicht.
Ist ach den !-cstsetz-ungcn €üies llebauu[gsplrnes melrr nls ein Cnrageng€schoß zulässig
oder im F,inzelläll genehmigt so erhöht sich dic ceschoßtläohenzahl liirjedes weitere
Garagengeschoß um 0,3.
ALs (,iesqhosse grlten nebelr Vollgeslhors€o i.S.d. IlauN!( ) atrch I lnlergcschosse ilr
Garagon- und Parkcrungsbauwerken
Die $$ 7 und {l linden keine Anwendung.

(2) Für Oenreinbedarl!- odcr Gr'ünilächengrundstricke in beplanten Gebistcn" deren
Gflrndstücktlächqr aufgrund ih.rer Zw€ckbestirnmung nicht oder nu( :4u einem
rmtergcordnetel Teil mit Gebärden überdeckt werden sollen bzw. überdookl smd
(2.B. Friedhöfb, SporlplÄlze. Fr€ibäder. Kleingart€ngelände). gilt eine Gosohoßlläohc

Die $$ 7 urd 8 linden keine Anwendung.

ti 10

ErmittluDg des Nutzungsma0es bei Grundstücken,
lür die keine Planl'estsctzungen i.S.d. S$ ) bis 9 bestehen

(1) In untteplanten (iebict€n und bei Grundstücken. für die ein Bebauungsplan k€ine
- den 5$ 7 tis 9 entspreahcnde4 - Fps!"\€tzungcn erlthä1t, beträgt die iluf die Grund-
stückstüicho an,.uw€odcnde Gcscholltlächenzahl

Gescholtrfl.iche h-
zdhl

a

Ila gebiet Zahl der

I
2

0,3
o,.1

1. in Kleirsiedlungsgebietcn
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B.tugebiet

2. in reinen Wohngebieter\
allgemeinen Wohngobieter\
Mischgebieten u. Ferienhausgebieten

Zahl der
lbllseschosse

Sete 6

Geschoßflaclrc -

1
2
3
4ünd5
6 und mehr

0.5
0,8
1 ,0
l , t
t ,2

3. in bssonderen Wohngebieten 1
2
-l
4md5
6 und meht

0,5
0 ,8
I , l
1 ,4
t ,6

o
4. in Dorfgebieten 1

2 und mehr
0,5
0,8

5. in Kem-, Gew6lbe- und
Industriegebi€ten

I
2
3
4und5
6 und mchr

1 ,0
1 .6
2,0
, ' )

6. iä Woohenendhausgebieten lund l

Di€ Ar1 des Baugebietes ergrtlt sich aus dcn Festsetzungen dcs Bebauungtplanes'

Soweit ein Bebauungsplan nicht besteht od€r die Art des Baugebietes dcht f€stlegt'

richtct sich die Gebi;sart nach der - auf den Grundstücken in der näheren Umgebrmg -

überwiegend vorhanden€n Nutanng
Lassen sish Grundstilcke nach der EigEnart il'.rer nfieren Lrn'.ge1-'ung I'elnem der g€-

nannen Baugebietc züordnen, so werden die fft Mischgebiete gelrenden Geschoß-

llächen2rahlen zu (irunde gelegt.

Der Berechaung der höchstzulässigen Geschoßllächenzahl wird als zulÄssige Zahl

der vollgeschosse

L dio in cinem Bebauungsplan fcstges€tzte, höchstzulässigc Zahl der Vollgeschosso;

2. soweit keine Geschoßzahl festgesctzt ist
- a) bei bebaut€n Grundstücken:

die Zahl der tatsöcblichen vorhandenen Geschosse,
- b) bei rmbebauten, aber bcbaubaren Gnmd-stüoken:

die Zahl der - auf den Gflmdstücken der näheren Umgebung - übenviegend

vorhandenen Geschosse.

zu Grunde g€legt.

Als Gcschosse gelten Vollgeschosse i S d. Baunutzungsverordnung (tsauNvo)'

0.2

O
(2)

( l)
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(.1) Bei Grundstticken mit cebäuden ohne ein vollgeschoß gilr als ceschoßfläche die
lntsächligh vorhandene Baumasse getcilt dürch 3,5.

(5) Abweichend von den lorstehenden Bestinmungen linden die Regelungen des S 9
für die C'nrdstücke entspr€chende Anw€ndutg:

l. auf dcnen ntr Stellplätzc oder Garagen hergcstellt werde{ können;

l. die als Gemeinbedad,!- odcr crünlliicher€rundsfüche, S 9 .{bs. 2 entsprechen4
tatsäahlich baulich gcnutzt sind.

(6) Llt |rI F?illen des Abs. I Satz I Nurnmer I im Einzetfall cine höhere ceschoßzahl
genehmigt, so ist diese ;nr Grunde zu legen.

(7) LJterscksiten ceschosse nach Abs. I und 6 die Höhe von .1,5 m, so gilt al,s
Cieschoßfläche die Baurnasse des Bauwerkes. geteilt durch 3.5;
mindestens iedoch dic nach ,{bs. 3 und 6 emritteltc Gescholjtläche.

811

.{rlzuschlas

(1) Z-u Berilcksiohtigung der untersohiedlichon Nut,ßngsart sind die, flir Grundstücke in don
durch Bebauungsplan festgesetzten K€m-, Gererbe- und Induslriegebieten soitie nach dcr
.A.rt der Nutzung vergleichbaren Sondergebiete (z.B- Messegebiete, Ausstellungsgcbiete,
Getriete für Ehliaufszenfren b^v. großflächige Handelsbetriebe), emitteltcn Geschoß-
tläche[ um 25 v.H. zu e.höhcn.
Dies gilt entsprechend für die überwiegond industricll. gewerblich oder in ähnlicher Weise
(z.B- mit Büro-, Verwaltungs-, Posl-. Bahn-. Kranlenhaus- oder Schulbaulen) gonulzten
crundstücke in sonstigen Baugebieten.

a (2) Absatz t gilt nicht bei der Ahrcchnung selbständiger Crrtinar agcn ($ 2 Abs. I Nr. 5b).

ri 12

(l) FüLr die ftundstücke. die durchjeweils mehrere glcichadige. voll in der Baulast der
G€melnde stehcnde, ENcl i€tlungsanlagen etscl oss€n werljen (2.B. Eckgtundsnictq
crundstücke zwischen nvei Erschließungsanlagen), wird di€ - naoh den $!i 6 bis I I
cfmittclte - GeschoßflÄche bei einef Lrscltlicßung

durch zwei trschliellungsanlagen j€weils zu ein€m Drittel,
durch 1,ier und mehr Erscruießungsanlagen mit dem entsprechend ermittelten
Bruchteil zru Grund€ geleg.

(2) Die Rcgelung des Abs. 1 gilt nicht in Kcmgcbielen. Gewctbegebielen und Indultric-
gebietcn so*j€ für überwiegend ge$erblich. industrisll ode. in ähnlicher \ltise genutle
Grundstücke in sonstigen Baügebiet€n.
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sl3
Kostensprltung

Dcr Erscl icßungsbeitrag kann für

1. den Grunderwerb,
2. die lrreilegung,
3. die Falubah4
4. die Radwege,
5. die cehweg€,
6. die unselbständigsn ParkJläch€n,
7. die ußselbständigen Grtinanlagen.
8. die Beleuchtungseiffichtung
9. dio Enhvässerungsanlagen

gesonderl erhoben und in beliebiger Reihenlblge umgcleg werden. so bald die Maßnahme.
deren Aulivand durch l eilbeträge gcdeckt iverden solL abgesohlosscn worden ist

l)ber die Anwendung der Kostenspaltung entsohaidet dor Gemeilldgrat im F,inzelfall.

s14
Merkmale der erdgültigen Hcrstellung der Erschließungsanlagen

( 1) Straßen. W€go und P1ätze, mit ltuafttbhrzeug€n nicht b€fafubare Verkehr$anlagsn.
Santrnelslraßen und s€lbsländige Patknechen sind endgüllig hergestellt. wctur sie

a) eine Befes(igung aus tragähig€m Lintcrbru mit cin€r' Decke aus Asphiüt,
Beton, Platten, Pllastcr oder eiqem ähnlichsn L{aterinl nerlzEitlicher Bauweise
aufweisent

b) entndls€rt ngrdeni

c) b€lcuchtel werden und

d) ihre Flächen im F,igenturn der Gcmeinde sleholt.

Siod im Babauungsplan oder im Austrauplan T€ile der lirschJießung,s4nlag€ als (i€hweg,
Radweg Parkflächo oder Grünaiüage vorgesehen so sind diese endgültig hergestell!
lverür sie eine Abgenzung zur lahrbahn und gg1. gegeneinalder haben und
- Gehwege, Radw€ge tmd Parkflächen €ntsprcchend Satz I Nr. I xusgebaut sind;
- Crünanlagen gütnerisch gestaltet sind.

(2) Selbständige Grünanlagcrr sind endgüldg he€estclll wenn sie gärtncrisch gestallcl sifld
und ifuc Fläch€n im Eisentum der Gemeinde stchen.

$  l s

Immissionsschutzanhgen

Bci Anlagcn zum Schulz von Baugebieten qegen schädücho Llmwolteinwirlungen i.S.d. Bundes-
IJrunissionsschutzgesetzes werden Art! tJtnläng un<{ N,Ierkmale der endgültigen äersteüung sowie
die Vertoilnng des beikagsfühigcn Erschließungsaufuandes durch Sat,rung im F,inzeü'all abweiohcnd
odcr erginz(nd fcstgclegl.
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s16
Vorausleistungen

Die Gemeinde kann iür Crundstüoke, lür die eine Beitragspflicht noch nicht oder noch doht in

vollem uml'ang entstanden ist, voratrsleistungen bis zur FIöhe des voraussichtlichen Erschließungs-

beitrages erhcben.

$17

Äblösung des llrschließungsbeitrages

Der ErscNicßunglbeitrag kaurn abgelöst werden.
Der ,{blösungsbitrag richtet sich nach dcr Höhe des voraussichtlichen Enichließungsboitrages'

Ein Rechlsanspmch auf Ablösung besteht nicht.

sl8
Anwendung des Thüringer Kommunal'bgab€ngesetzes

Soweit gosetzlich nichts anderes b€stirnmt ist g€lten für die Erhebung von l'schließungsbeihägen

im Übrilen die $$ 2 bis .l und 15 bis 2l des Thüringet Kommunalabgabenges€tz€s ($ I Abs 3

Thür[.AG).

sle
I nlcafttreten

Diese Srtzung lritt am Tage nach ihrer Bekatrntmachung in Krarli.

Goldisüal den 18. Januar 1998

Gemeinde Goldisthal
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